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Die Gemeindeversammlung erlässt, gestützt auf Art. 11 Ziff. 4 der Gemeindeord-
nung vom 17. Mai 2009, folgende Verordnung: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Gegenstand der 
Verordnung 

1 Diese Verordnung regelt die Erhebung von Gebühren 
a) für Leistungen der Verwaltung und von ihr beauftrag-

ter Dritter, 
b) für die Benutzung öffentlicher Einrichtungen und öf-

fentlicher Sachen. 

2 Sie gilt, soweit nicht besondere bundesrechtliche, kan-
tonale oder kommunale Gebührenvorschriften bestehen.

Art. 2 Gebührenpflicht 1 Eine Gebühr zu bezahlen hat, wer in dieser Verord-
nung aufgeführte Leistungen verursacht oder in An-
spruch nimmt oder in dieser Verordnung aufgeführte 
öffentliche Einrichtungen oder Sachen der Gemeinde 
benützt. 

2 Kanzleigebühren in geringer Höhe sind basierend auf 
den vom Gemeinderat gemäss Art. 5 festgesetzten Ge-
bührentarifen zu bezahlen.  

3 Haben mehrere Personen gemeinsam eine Leistung 
der Verwaltung veranlasst oder beansprucht, tragen sie 
die Gebühr in der Regel zu gleichen Teilen. 

4 Es besteht Solidarhaftung. 

Art. 3 Gebühren für 
weitere Leistun-
gen 

1 Wer nicht in dieser Verordnung aufgeführte Leistun-
gen der Verwaltung beansprucht oder durch sein Ver-
halten auslöst, dem kann der tatsächliche Aufwand für 
diese Leistung in Rechnung gestellt werden, wenn nicht 
durch kommunale oder übergeordnete Regelungen die 
Unentgeltlichkeit vorgesehen ist. 

2 Der tatsächliche Aufwand umfasst im Normalfall die 
Personalentschädigung der mit der Aufgabe befassten 
Mitarbeiter gemäss Gebührentarif bzw. der beigezoge-
nen Dritten sowie die Kosten für verwendete Sachmittel.
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Art. 4 Bemessungs-
grundlagen 

1 Die Gebühren werden nach den in dieser Verordnung 
festgelegten Bemessungskriterien und/oder innerhalb 
der in dieser Verordnung festgelegten Bandbreiten fest-
gesetzt. 

2 Dabei richtet sich die Gebühr grundsätzlich nach den 
folgenden Gesichtspunkten:  
a) nach dem gesamten Aufwand der Verwaltung für die 

konkrete Leistung, 
b) nach der objektiven Bedeutung des Geschäfts, 
c) nach Nutzen und Interesse der gebührenpflichtigen 

Person an der Leistung. 

Art. 5 Gebührentarif 1 Der Gemeinderat legt die einzelnen Gebührenhöhen 
basierend auf den in dieser Verordnung festgesetzten 
Bemessungsgrundlagen und/oder Bandbreiten im Ge-
bührentarif fest und passt sie an, wenn die Umstände es 
verlangen. 

2 Kanzleigebühren in geringer Höhe setzt der Gemein-
derat direkt in den Gebührentarifen fest. 

3 Der Gemeinderat legt die Verrechnungsansätze für 
den Personaleinsatz in den Gebührentarifen fest. 

4 Die Gebührentarife und ihre Änderungen werden pu-
bliziert.

Art. 6 Gebühren-
erhöhung bzw. 
-ermässigung 

Der Gemeinderat kann im Gebührentarif vorsehen, dass 
die festgelegten Gebühren
a) um höchstens 100% erhöht werden für Personen, die 

ihren Wohnsitz ausserhalb der Gemeinde haben, 
wenn sich aus diesem Grund höhere Kosten ergeben 
oder wenn die öffentliche Einrichtung oder Sache aus 
allgemeinen Steuermitteln mitfinanziert wird, 

b) um höchstens 100% erhöht werden bei einer wirt-
schaftlichen Nutzung einer öffentlichen Einrichtung 
oder einer öffentlichen Sache, 

c) wenn eine Sache ohne materiellen Entscheid erledigt 
wird, um 50% herabgesetzt werden. 

d) reduziert oder gänzlich erlassen wird für Bezügerin-
nen und Bezüger von Altersvorsorge- oder Invaliden-
Renten, 

e) reduziert oder gänzlich erlassen wird für Kinder und 
Jugendliche, 

f) reduziert oder gänzlich erlassen wird für lokale Verei-
ne und Organisationen.
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Art. 7 Zuständigkeit 
zur Gebühren-
festsetzung 

Die Gebühren werden im einzelnen Fall von der in der 
Sache zuständigen Behörde oder der Verwaltungsstelle 
festgesetzt. 

Art. 8 Gebühren-
verzicht und 
-stundung 

1 Von Amtes wegen oder auf Gesuch hin kann auf die 
Erhebung von Gebühren vorläufig oder definitiv, ganz 
oder teilweise verzichtet werden. Dies gilt insbesondere 
wenn: 
a) für die gebührenpflichtige Person ein Härtefall vor-

liegt, 
b) die Leistung der Verwaltung oder die Benutzung der 

öffentlichen Einrichtung oder Sache vorwiegend im 
öffentlichen Interesse liegt oder damit gemeinnützige 
oder wissenschaftliche Interessen verfolgt werden,  

c) die Leistung für eine Verwaltungsstelle oder Behörde 
erbracht wird, 

d) wenn andere besondere Gründe wie insbesondere 
die Geringfügigkeit des Aufwandes vorliegen. 

2 Falls die Voraussetzungen für den Härtefall innert drei 
Jahren seit dem Gebührenverzicht wegfallen, kann die 
Gebühr ganz oder teilweise nachgefordert werden. 

Art. 9 Aussergewöhn-
licher Aufwand 

Verursacht die zu erbringende Leistung der Gemeinde 
im Einzelnen einen aussergewöhnlichen Aufwand, kön-
nen die Gebühren über die in dieser Verordnung festge-
setzten Höchstbeträge hinaus angemessen erhöht wer-
den; der Entscheid darüber ist zu begründen 

Art. 10 Kosten-
vorschuss 

1 Für erhebliche Leistungen der Verwaltung kann ein 
Kostenvorschuss erhoben werden. Nach Abschluss des 
Verfahrens wird eine Gesamtabrechnung erstellt. 

2 Wo ein gesetzlicher Anspruch auf die Leistung der 
Verwaltung besteht, kann diese Leistung nicht vom Be-
zahlen eines Kostenvorschusses abhängig gemacht 
werden. 

Art. 11 Mehrwertsteuer In den Gebührenansätzen nach dieser Verordnung  
ist die Mehrwertsteuer nicht inbegriffen. 

Art. 12 Fälligkeit 1 Die Gebühren werden mit der Leistung der Verwal-
tung, der Zusage zur Benutzung oder mit der Benutzung 
der öffentlichen Einrichtung fällig. Sie können sogleich 
gefordert und beglichen werden. 

2 Bei Sendungen an Personen mit Wohnsitz im Ausland 
kann eine Vorauszahlung verlangt werden. 
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3 Bei wiederholtem Zahlungsverzug oder wenn berech-
tigte Zweifel an der Zahlungsfähigkeit bestehen, können 
die sofortige Begleichung der Gebühr oder eine ange-
messene Sicherstellung verlangt werden. 

4 Wird eine Rechnung erstellt und zugestellt, tritt die 
Fälligkeit innert 30 Tagen seit Zustellung der Rechnung 
ein. 

5 Wird die Rechnung nicht innert Frist beglichen, wird 
die gebührenpflichtige Person gemahnt. 

Art. 13 Verzugszins 1 Mit Zustellung der ersten Mahnung wird die gebühren-
pflichtige Person in Verzug gesetzt. Ab diesem Datum 
sind Gebühren und Auslagen zu 5 % zu verzinsen. 

2 Wird eine anfechtbare Verfügung verlangt, so hemmt 
dies den Zinsenlauf nicht. 

3 Bei geringen Beträgen kann auf die Erhebung von 
Verzugszinsen verzichtet werden. 

Art. 14 Gebühren-
verfügung 

1 Wird die Gebühr durch Rechnung erhoben, kann die 
gebührenpflichtige Person innert zehn Tagen seit Zu-
stellung eine anfechtbare Verfügung verlangen. 

2 Wird die Rechnung nach Mahnung nicht beglichen, 
wird eine anfechtbare Verfügung erlassen. 

3 Gegen Gebührenverfügungen kann innert 30 Tagen 
eine Neubeurteilung gemäss Gemeindegesetz verlangt 
bzw. Rekurs gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz 
erhoben werden. 

Art. 15 Mahnung und 
Betreibung 

1 Bezahlt die gebührenpflichtige Person die Gebühr 
auch nach der zweiten Mahnung nicht, wird die Person 
betrieben. 

2 Für Mahnungen und Betreibungen können Gebühren 
erhoben werden. 

3 Bei geringen Beträgen kann im Einzelfall auf die Be-
treibung verzichtet werden. 
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Art. 16 Verjährung 1 Die Gebührenforderung verjährt fünf Jahre nach Ein-
tritt der Fälligkeit. 

2 Die Verjährung wird durch jede Handlung unterbro-
chen, mit der die Gebührenforderung bei der gebühren-
pflichtigen Person geltend gemacht wird. Mit der Unter-
brechung beginnt die Verjährung von neuem. 

3 Die Verjährung tritt in jedem Fall zehn Jahre nach Ab-
lauf des Jahres ein, in welchem die gebührenpflichtige 
Leistung erbracht oder in Anspruch genommen worden 
ist. 

II. Die einzelnen Gebühren 

1. Verwaltung allgemein 

Art. 17 Schreib- und 
ähnliche Gebüh-
ren 

1 Für Anordnungen, Bewilligungen, Rechtsmittelent-
scheide sowie im Verwaltungsstrafverfahren können
Schreibgebühren erhoben werden. Ebenfalls können für 
Papierausdrucke Gebühren erhoben werden. 

2 Diese Schreib- und Ausdruckgebühren fallen zusätzlich 
zu den eigentlichen Gebühren für Leistungen der Verwal-
tung an, ausser es sei in den einzelnen Gebührenbe-
stimmungen etwas anderes festgehalten.  

3 Zusätzlich entstehende Kosten durch Leistungen Drit-
ter, Publikationen, spezielle Versandarten etc. können der 
gebührenpflichtigen Person weiterverrechnet werden. 

Art. 18 Gesuch um In-
formations-
zugang 

1 Für die Bearbeitung von Informationszugangsgesu-
chen werden Gebühren erhoben. Für die Erhebung gilt 
das Gesetz über Information und den Datenschutz so-
wie die Verordnung dazu mit Anhang. 

2 Für die Bearbeitung von Informationszugangsgesu-
chen zu eigenen Personaldaten der gesuchstellenden 
Person werden keine Gebühren erhoben. 
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2. Benutzungsgebühren für kommunale Einrichtungen 

Art. 19 Benützungsge-
bühren für kom-
munale Einrich-
tungen 

1 Der Gemeinderat setzt die Benutzungsgebühren für 
kommunale Einrichtungen so fest, dass die Gebühren 
marktüblich und wettbewerbsfähig sind. 

2 Dienen die Gebühren einer Benützung, die gleichzeitig 
andere Gemeindeaufgaben erfüllt, gilt das Kostende-
ckungsprinzip nicht. 

3. Meldewesen, Einwohnerregister 

Art. 20 Bevölkerungs-
wesen 

1 Das Bevölkerungswesen erhebt für jede erwachsene 
Person und für jedes Dokument Gebühren. Fremdenpoli-
zeiliche Gebühren sind zusätzlich geschuldet. 

2 Die Gebühren werden vom Gemeinderat im Gebühren-
tarif festgelegt, soweit nicht kantonales Recht anwendbar 
ist. 

Art. 21 Datenbekannt-
gabe für ideelle 
Zwecke 

Die Datenbekanntgabe für ideelle Zwecke, wie für Mit-
gliederwerbung oder für im Dienste der Öffentlichkeit 
stehende Aktivitäten, ist – soweit aus Gründen des Da-
tenschutzes überhaupt zulässig – für Vereine mit Sitz in 
Meilen und für im Kantonsrat vertretene politische Par-
teien unentgeltlich.

4. Bürgerrecht 

Art. 22 Bürgerrechts-
entscheide 

1 Die Gebühren für die Erteilung des Gemeindebürger-
rechts an Ausländerinnen und Ausländer richten sich 
nach den Bestimmungen für die Erteilung des Kantons-
bürgerrechts der kantonalen Bürgerrechtsverordnung1. 

2 Die Gebühr für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts 
an Schweizerinnen und Schweizer beträgt höchstens 
250 Franken. Die Gebühr wird erlassen, wenn die Ge-
suchstellerin oder der Gesuchsteller mindestens wäh-
rend zehn Jahren ununterbrochen in Meilen wohnt. 

3 Die Entlassung aus dem Gemeindebürgerrecht ist ge-
bührenfrei. 

Art. 23 Zusätzliche 
Gebühren 

Die Kosten für Sprachtests und Grundkenntnistests wer-
den den Gesuchstellenden nach Aufwand verrechnet. 

1
 LS 141.11 
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5. Friedhofswesen 

Art. 24 Bestattungs-
kosten 

1 Die Kosten für die Bestattung für Personen mit vormals 
zivilrechtlichem Wohnsitz in der Gemeinde sowie für den 
Heimtransport auswärts Verstorbener von innerhalb des 
Kantons Zürich nach Meilen trägt die Gemeinde. 

2 Bei Personen, die ihren letzten zivilrechtlichen Wohn-
sitz nicht in der Gemeinde hatten, legt der Gemeinderat 
die Gebühren kostendeckend fest. 

Art. 25 Grabunterhalt 
und Grabpflege 

1 Der Grabunterhalt durch die Gemeinde für Personen 
mit oder ohne vormals zivilrechtlichen Wohnsitz in der 
Gemeinde bemessen sich nach effektivem Aufwand und 
werden jährlich in Rechnung gestellt. 

2 Zusätzliche Leistungen, die durch besondere Wünsche 
der anordnungsberechtigten Person veranlasst werden, 
sowie Exhumationen werden nach Aufwand in Rechnung 
gestellt. 

6. Lebensmittelkontrolle 

Art. 26 Lebensmittel-
kontrolle 

1 Für Lebensmittelkontrollen, die zu keinen Beanstan-
dungen führen, werden keine Gebühren erhoben. In be-
sonders leichten Fällen kann auf das Erheben einer Ge-
bühr verzichtet werden. 

2 Im Übrigen werden die Gebühren für die Lebensmittel-
kontrolle nach Aufwand berechnet. 

7. Finanzen und Steuern 

Art. 27 Kommunale 
Steuerbehörden 

Im Verfahren vor kommunalen Steuerbehörden gelten für 
die Erhebung von Gebühren die Bestimmungen der kan-
tonalen Verordnung zum Steuergesetz. 

Art. 28 Steuerausweise 1 Die Gebühr für das Ausstellen von Steuerausweisen 
beträgt pro Ausweis und Steuerperiode zwischen 30 und 
300 Franken. 

2 Der Bezug von Steuerausweisen über die eigenen Da-
ten ist unentgeltlich. 

Art. 29 Einschätzungen Einschätzungsverfahren für ordentliche Steuern und für 
Grundstückgewinnsteuern sind kostenlos. 
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8. Bauwesen 

Art. 30 Grundlagen 1 Für baurechtliche Entscheide, für Baukontrollen und für 
weitere Leistungen im Bauwesen werden Bearbeitungs-
und Bewilligungsgebühren erhoben. 

2 Die Gebührenansätze, nähere Bestimmungen zu den 
einzelnen Gebühren sowie Abweichungen aufgrund hö-
heren oder geringeren Aufwandes erlässt der Gemeinde-
rat im Gebührentarif. 

Art. 31 Gebühren-
bemessung 

1 Die Baubewilligungsgebühren werden wie folgt bemes-
sen: 
a) Neu-, An-, Um-, Aus- und Aufbauten: Grundsätzlich 

nach dem Rauminhalt des Gebäudes oder des Ge-
bäudeteils beziehungsweise nach den voraussichtli-
chen Baukosten gemäss Baukostenplan, 

b) Zweck- und Nutzungsänderungen und weitere Bau-
vorhaben: nach Aufwand. 

2 Die übrigen Gebühren im Bauwesen (Feuerpolizei, 
Brandschutzkontrolle, Aufzugskontrolle, baulicher Zivil-
schutz, spezielle Kontrollen von Bauarbeiten, die nicht im 
Zusammenhang mit Baubewilligungen stehen, usw.) 
werden nach Aufwand bemessen. 

3 Sind die Baukosten im Vergleich zum Rauminhalt un-
verhältnismässig tief oder unverhältnismässig hoch, so 
kann dies bei der Gebührenfestsetzung berücksichtigt 
werden. 

4 Für die Prüfung und Genehmigung der Projekte sowie 
für die Kontrolle der Bauausführungen von Privatstrassen 
und privaten Werkleitungen wird eine Gebühr von höchs-
tens 7'500 Franken. Die Gebühren für Verträge über 
Landabtretungen, Durchleitungsrechte und deren Ge-
nehmigung werden nach Aufwand bemessen. 

5 Für die auf Dauer berechnete ausschliessliche Inan-
spruchnahme des öffentlichen Grundes oder des darüber 
liegenden Luftraumes (Sondernutzung) wird von der 
Baubehörde eine Konzession erteilt und eine Konzessi-
onsgebühr festgesetzt. Die Gebührenansätze, erlässt der 
Gemeinderat im Gebührentarif. 



Politische Gemeinde Meilen 
Gebührenverordnung Seite 12/21 

Art. 32 Gebühren-
rahmen 

1 Die Gebühr für die Prüfung eines Baugesuches bzw. 
einer Bewilligungseinheit nach Art. 31 Abs. 1 und für den 
Entscheid über das Vorhaben beträgt bis zu 20'000
Franken. 

2 Sie wird für jedes einzelne Gebäude erhoben, wenn 
mehrere Gebäude Gegenstand des Baugesuches sind. 

3 Bei Gebäuden mit einem Rauminhalt von mehr als 
20'000m3 werden Teilvolumen von je 20'000m3 und ein 
allfälliges Restvolumen als jeweils ein Gebäude betrach-
tet. 

4 Für die erforderlichen Bauabnahmen wie Rohbau-, Be-
zugs- und Schlussabnahmen können höchstens 100 %
der Gebühr nach Art. 31 Abs. 1 zusätzlich in Rechnung 
gestellt werden, sofern die Gebühr nicht bereits nach 
Abs. 1 erhoben wurde. 

5 Sonstige Baukontrollen werden mit einer zusätzlichen 
Gebühr von höchstens 100 % der Gebühr nach Art. 31 
Abs. 1 verrechnet, sofern die Gebühr nicht bereits nach 
Abs. 1 erhoben wurde. 

6 Ausserhalb von Baubewilligungsverfahren beträgt die 
Gebühr für Kontrollen und behördliche Anordnungen 
höchstens 10'000 Franken. 

7 Die Mindestgebühr beträgt 200 Franken. 

Art. 33 Gebühren-
reduktion 

1 Die Berechnung der Gebühren für Vorentscheide redu-
ziert sich um 50 % bis 75 % einer allfälligen Bewilli-
gungsgebühr nach Art. 31 Abs. 1. Die Prüfungsgebühr im 
Baubewilligungsverfahren für das vorentscheidsweise 
beurteilte Bauvorhaben wird angemessen reduziert. 

2 Verfahren, welche verminderten Aufwand bei der Be-
hörde auslösen bzw. weniger Nutzen für die gesuchstel-
lende Person haben, erfolgen zu angemessen reduzier-
ten Gebühren. Insbesondere für die folgenden Bewilli-
gungen reduzieren sich die Gebühren um die nachfol-
gend genannten Prozentsätze: 
a) Bauverweigerungen oder Nichteintretensentscheide 
 Reduktion um mindestens 60%, 
b) Beurteilung von Abänderungsplänen 
 Reduktion um mindestens 25%, 
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c) Beim Rückzug von Baugesuchen (vor rechtskräftigem 
Entscheid) wird die Gebühr je nach Stand des Prü-
fungsverfahrens bis auf 5 % der nach Art. 31 Abs. 1
genannten Ansätze reduziert. 

3 Die Mindestgebühr beträgt gemäss Art. 32 Abs. 7 in 
jedem Fall 200 Franken. 

Art. 34 Besondere An-
wendungsfälle 

Enthält ein Baugesuch Elemente verschiedener bewilli-
gungspflichtiger Vorhaben wird die Gebühr aufgrund der 
den Schwerpunkt bildenden Massnahmen berechnet. 

Art. 35 Planungen 1 Für die Begleitung von privaten Sondernutzungspla-
nungsverfahren und von privaten Ortsplanungsbegehren 
wird die Gebühr nach Aufwand berechnet. Dazu gehören 
die Publikations- und externe Kosten. 

2 Den Aufwand für die Leistungen der Verwaltung für die 
Aufstellung und den Vollzug des amtlichen Quartierpla-
nes bezahlen die beteiligten Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümern in der Regel im Verhältnis der Flä-
chen ihrer neuen Grundstücke. Besondere Verhältnisse 
sind zu berücksichtigen. Publikations- und externe Kos-
ten gehören dazu. 

Art. 36 Natur- und 
Heimatschutz 

1 Schutzabklärungen durch die Gemeinde und Entschei-
de über die Unterschutzstellung erfolgen gebührenfrei. 

2 Die Gemeinde trägt die Kosten für Abklärungen durch 
externe Experten. 

9. Strassenunterhalt 

Art. 37 Unterhalt auf 
Privatstrassen 

Für die Reinigung und den Winterdienst auf Strassen im 
Privateigentum werden Gebühren zu marktüblichen An-
sätzen berechnet und pauschaliert nach Einsatz sowie 
nach flächenbezogenen Strassenkategorien der Eigen-
tümerschaft der Strasse verrechnet. 

Art. 38 Belags-
reparaturen 

Instandstellungsarbeiten und Belagsreparaturen im An-
schluss an Aufgrabungen für Werkleitungen im Strassen-
und Weggebiet sind grundsätzlich Sache des Strassen-
eigentümers. Die Ausführung und die Rechnungsstellung
an den Unterhaltsdienst zur Weiterleitung an den Verur-
sacher erfolgt durch Dritte.  

Für die Ausführungskontrolle und die Administration wird 
eine Gebühr bis höchstens 2'000 Franken.
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10. Vermessung, Geoinformation 

Art. 39 Amtliche 
Vermessung, 
Geoinformation 

1 Die Arbeiten der amtlichen Vermessung werden nach 
Massgabe der kantonalen Bestimmungen über die amtli-
che Vermessung und die Geoinformation durch den 
Nachführungsgeometer verrechnet. Zusätzlich wird zur 
Deckung der Unterhaltskosten des Vermessungswerks 
eine Gemeindegebühr von 15 % des gebührenpflichtigen 
Kostentarifs des Nachführungsgeometers erhoben. 

2 Die übrigen durch den Nachführungsgeometer ausge-
führten Arbeiten wie Schnurgerüstabnahme, Gebäude-
höhenkontrolle oder Werkleitungseinmessungen werden 
im Zeitaufwand nach jeweils gültigen Ansätzen der Ge-
meinde verrechnet. 

3 Für die Abgabe von Kopien der Grundpläne und von 
Geodaten sind die kantonalen Bestimmungen über die 
amtliche Vermessung und die Geoinformation anwend-
bar.

11. Luftreinhaltung 

Art. 40 Feuerungs-
kontrolle 

Die Gebühr für die Durchführung und Administration der 
gesetzlichen Feuerungskontrolle wird nach den Empfeh-
lungen des Kantons Zürich oder, wo solche fehlen, nach 
Aufwand berechnet. Zahlungspflichtig ist die Grundeigen-
tümerin bzw. der Grundeigentümer. 

12. Rettungsorganisationen 

Art. 41 Einsätze der 
Feuerwehr 

1 In Anwendung des Gesetzes über die Feuerpolizei und 
das Feuerwehrwesen werden für den Ersatz der Kosten 
eines Feuerwehreinsatzes Gebühren erhoben, gestützt 
auf den jeweils gültigen Kostentarif für Einsätze der 
Stützpunkt-Feuerwehren bzw. Nachbarschaftshilfe der 
Gebäudeversicherung Kanton Zürich (GVZ). Wo dieser 
nichts vorsieht, bemessen sich die Gebühren nach Auf-
wand für Personal, Material und Fahrzeugeinsatz. 

2 Im Übrigen sind die Einsätze der Feuerwehr bei Brän-
den, Explosionen, Elementarereignissen und Erdbeben 
unentgeltlich. 
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Art. 42 Einsätze des 
Seerettungs-
dienstes 

Die Gebühren für entschädigungspflichtige Dienstleis-
tungen des Seerettungsdienstes berechnen sich nach 
dem Aufwand für Personal, Material und Bootseinsatz. 

Art. 43 Zivilschutz, 
Schutzraum-
kontrollen 

Soweit das übergeordnete Recht keine anderen Bestim-
mungen enthält, werden im Zivilschutz und für die perio-
dische Schutzraumkontrollen grundsätzlich keine Gebüh-
ren erhoben. Ausnahmen sind im Gebührentarif geregelt.

13. Polizeiwesen 

Art. 44 Gastgewerbe-
patente 

1 Patente für Gastwirtschaften, Kleinverkaufsbetriebe und 
vorübergehend bestehende Betriebe kosten zwischen 20 
und 1'000 Franken. 
2 Für Festwirtschaften im Rahmen der Chilbi und ande-
ren Dorffesten kann die Gebühr reduziert werden. 

Art. 45 Hinausschieben 
der Schlies-
sungsstunde 

1 Für einzelne Bewilligungen für das Hinausschieben der 
Schliessungsstunde werden Gebühren nach Aufwand bis 
höchstens 1'000 Franken erhoben. 

2 Für das dauernde Hinausschieben der Schliessungs-
stunde wird eine Gebühr nach Aufwand bis 1'500 Fran-
ken erhoben. 

3 Zusätzlich kann eine jährliche Kontrollgebühr nach 
Aufwand bis höchstens 2'000 Franken erhoben werden. 

Art. 46 Abgaben auf 
gebrannte 
Wasser 

1 Gastwirtschaften sowie Klein- und Mittelverkaufs-
betriebe müssen für den Ausschank und den Verkauf 
von gebrannten Wassern eine Abgabe entrichten. 

2 Die Abgabe auf gebrannte Wasser berechnet sich nach 
der umgesetzten Menge von gebrannten Wassern in Li-
tern und beträgt zwischen 200 und 8‘000 Franken für vier 
Jahre. 

Art. 47 Alkohol- und 
Nikotintestkäufe 

1 Für Alkohol- und Nikotintestkäufe, die zu keinen Bean-
standungen führen, werden keine Gebühren erhoben. 

2 Im Übrigen werden die Gebühren für die Testkäufe 
nach Aufwand berechnet. 
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Art. 48 Hunde Hundehalterinnen und Hundehalter haben für jeden in 
der Gemeinde gehaltenen Hund gestützt auf das kanto-
nale Hundegesetz2 eine jährliche Gebühr zu bezahlen. 

Art. 49 Waffenerwerbs-
scheine 

Die Gebühren der Waffenerwerbsscheine werden ge-
stützt auf die eidgenössischen Waffengesetzgebung3 er-
hoben. 

Art. 50 Weitere polizeili-
che Bewilligun-
gen  

Für weitere polizeiliche Bewilligungen wie zum Beispiel 
Sonntagsverkauf und Spielbewilligungen werden Gebüh-
ren nach Aufwand erhoben. 

Art. 51 Weitere polizeili-
che Tätigkeiten 

Für weitere polizeiliche Tätigkeiten wie zum Beispiel die 
Durchführung von Zustellungen werden Gebühren nach 
Aufwand erhoben. 

14. Nutzung öffentlichen Grundes 

Art. 52 Parkierungs-
gebühren 

1 Für das Parkieren auf öffentlichem Grund werden 
marktübliche Gebühren unter Berücksichtigung der Zeit 
der Beanspruchung erhoben. 

2 Bezugsberechtigten werden Tages- oder Jahrespark-
karten gegen eine reduzierte Gebühr ausgestellt. Die 
Bezugsberechtigung wird im Gebührentarif näher um-
schrieben. 

Art. 53 Bootsstationie-
rungsanlagen 

1 Für die Benützung von Bootsstationierungsanlagen 
werden kostendeckende Gebühren nach Massgabe des 
kantonalen Wasserwirtschaftsgesetzes und der kantona-
len Stationierungsverordnung erhoben. 

2 Die Gebühren werden nach beanspruchter Fläche und 
Lage der Liegeplätze berechnet. Bei Bojenplätzen wird 
die Gebühr nach ihrer Art wie Lage auf dem offenen Ge-
wässer oder mit Beibootsplatz berechnet. 

3 Die Gesamtgebühr setzt sich aus der Kantons- und 
Gemeindegebühr zusammen. 

4 Für Trockenplätze werden marktübliche Gebühren er-
hoben. Die Gebühr wird nicht reduziert, wenn der Tro-
ckenplatz nicht dauernd belegt ist. 

2
 LS 554.5 

3
 SR 514.54 
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5 Die jährliche Gebühr für die Anmeldung für die Wartelis-
te und den Verbleib auf der Warteliste für einen Liege-
platz in einer für die Gemeinde konzessionierten Statio-
nierungsanlage legt der Gemeinderat fest. Sie beträgt 
mindestens 30 Franken.  

Art. 54 Gesteigerter 
Gemeinge-
brauch, 
Sondernutzung 

1 Gebühren für den übrigen gesteigerten Gemeinge-
brauch und die Sondernutzung (inklusive die vorüberge-
hende Benützung des öffentlichen Grundes für Bauinstal-
lationen usw.) werden nach den Vorgaben der kantona-
len Sondergebrauchsverordnung4 erhoben. 

2 Vorübergehende oder untergeordnete Inanspruchnah-
men, wie Leitungen, Schaukästen, Baugrubenumschlies-
sungen und Erdanker, werden in der Regel durch eine 
einmalige Gebühr abgegolten. 

3 Lang andauernde und intensive Inanspruchnahmen, 
wie Überbauungen von Strassengebiet, werden durch 
jährlich wiederkehrende Gebühren abgegolten. 

4 Die Beanspruchung von öffentlichem Grund an Dorffes-
ten und Märkten wird mit einer reduzierten Gebühr ver-
rechnet. 

5 Für den gesteigerten Gemeingebrauch zu ideellen 
Zwecken werden höchstens die notwendigen Verwal-
tungsgebühren erhoben. 

15. Schule 

Art. 55 Volksschule Die Schule Meilen erhebt die in Erlassen für die Volks-
schule genannten Gebühren und Elternbeiträge. Die Hö-
he richtet sich nach den Empfehlungen des Volksschul-
amts des Kantons Zürich oder, wo solche fehlen, nach 
kostendeckenden Ansätzen. 

Art. 56 Kanzlei- und 
allgemeine Ver-
waltungsgebüh-
ren 

Die Schule erhebt für Verwaltungsleistungen wie Anmel-
dungen, Dispensationsentscheide, Zeugnisduplikate, 
Schulbesuchsbestätigungen und Klassenlisten Gebühren 
nach Aufwand. 

4
 LS 700.3 
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Art. 57 Freiwillige Ange-
bote der Schule 

Für freiwillige Angebote der Schule werden angemesse-
ne Gebühren erhoben. Solche Angebote sind insbeson-
dere: 
- Freiwillige Lager wie Skilager 
- Sportcamp 
- freiwilliger Schulsport, 
- Vorbereitungskurse Langzeitgymnasium 

Art. 58 Sonderschulen Leistungen im sonderpädagogischen Bereich werden 
von den Sonderschulen in Rechnung gestellt und von 
der Schule an die Eltern gemäss Vorgaben des Volks-
schulamtes weiterverrechnet. Für individuelle Tarifsub-
ventionen gilt das Reglement für Sozialbeiträge der 
Schule.

Art. 59 Musikschule Für die musikalische Ausbildung werden von der Schule 
oder von den mit einer Leistungsvereinbarung betrauten 
Institutionen von den Erziehungsberechtigten Gebühren
erhoben, welche die gemäss kantonaler Musikschulver-
ordnung zulässigen Elternbeiträge nicht übersteigen. Für 
individuelle Tarifsubventionen gelten die Bestimmungen 
des Beitragsreglements für den Musikunterricht.

Art. 60 Schulergänzen-
de Betreuung 

Für die schulergänzende Betreuung werden von den mit 
einer Leistungsvereinbarung betrauten Institutionen von 
den Erziehungsberechtigten Gebühren erhoben, die im 
Minimum 70% der Betriebskosten exkl. Räumlichkeiten 
decken. Für individuelle Tarifsubventionen gelten die 
Bestimmungen der Beitragsverordnung für die schuler-
gänzende Betreuung5. 

Art. 61 Berufsbildung Für das gesetzlich geregelte Berufsvorbereitungsjahr er-
hebt die Schule Meilen den maximalen Beitrag von der 
oder dem Lernenden bzw. von deren Eltern nach Mass-
gabe des kantonalen Rechts über die Finanzierung von 
Leistungen der Berufsbildung. 

5
 Erlassen an der Urnenabstimmung am 24. November 2013, vom Gemeinderat mit Beschluss vom 21. 

Januar 2014 auf den 1. August 2014 in Kraft gesetzt. 
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16. Fürsorge 

Art. 62 Öffentliche Sozi-
alhilfe, Sozial-
versicherungen 

1 Für die Amtstätigkeit in Angelegenheiten der öffentli-
chen Sozialhilfe werden in der Regel keine Gebühren 
erhoben. 

2 Absatz 1 gilt auch für die Amtstätigkeit in Angelegenhei-
ten der Asylfürsorge, Alimentenhilfe und Sozialversiche-
rungen (wie Ergänzungs- und Zusatzleistungen, Beihil-
fen, Gemeindezuschüsse). 

17. Gemeindeammannamtliche Geschäfte

Art. 63 Grundsatz Leistungen des Gemeindeammannamtes sind kosten-
pflichtig und werden derjenigen Person in Rechnung ge-
stellt, welche um die Leistung ersucht. 

Art. 64 Bemessung 
nach Aufwand 

1 Die Gebühren bemessen sich bei folgenden Leistungen 
nach Aufwand: 
a) Amtliche Befunde 
b) Amtliche Zustellungen 
c) Beglaubigungen 
d) Gerichtliche Verbote 
e) Sicherungsmassnahmen, amtliche Aufträge, Zwangs-

vollstreckungen 
f) Hausdurchsuchungen 

2 Der Gemeinderat legt die einzelnen Gebühren im Ge-
bührentarif fest. 

Art. 65 Freiwillige 
öffentliche 
Versteigerungen 

1 Die Gebühren von freiwilligen öffentlichen Versteige-
rungen werden wie folgt erhoben: 
a) Grundgebühr pro Auftrag 100 bis 1'000 Franken
b) Versteigerung nach Aufwand
c) Bezug des Erlöses, Abrechnung und Ablieferung 

- bei Fahrnis 1,5 % des Zuschlagspreises
- bei Grundstücken 2,5 ‰ des Zuschlagspreises

2 Erfolgt die Versteigerung unter Leitung und Verantwor-
tung einer Privatperson (zum Beispiel Auktionator), wer-
den die Gebühren des Gemeindeammanns angemessen 
reduziert. 
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18. Rechtspflege 

Art. 66 Wiedererwä-
gungsgesuche 

1 Die zur Behandlung von Wiedererwägungsgesuchen 
zuständige Behörde legt die Spruchgebühr nach ihrem 
Zeitaufwand, nach der Schwierigkeit des Falls und nach 
dem Streitwert oder dem tatsächlichen Streitinteresse 
fest. 

2 Sie berücksichtigt dabei, dass diese Verfahren im Nor-
malfall verminderten Aufwand bei der Behörde auslösen 
und reduziert die Spruchgebühr entsprechend. 

3 Die Gebühr beträgt höchstens 750 Franken. 

Art. 67 Neubeurteilun-
gen 

1 Die zur Neubeurteilung zuständige Behörde legt die 
Spruchgebühr nach ihrem Zeitaufwand, nach der 
Schwierigkeit des Falls und nach dem Streitwert oder 
dem tatsächlichen Streitinteresse fest. 

2 Die Gebühr beträgt in der Regel 300 bis 1'500 Franken.

Art. 68 Friedensrichter Der Friedensrichter oder die Friedensrichterin erhebt 
Gebühren gemäss den Regelungen in der Gebührenver-
ordnung des Obergerichtes über das Schlichtungsverfah-
ren6. 

6
 LS 211.11 
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III. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 69 Übergangsbe-
stimmung 

Wer vor dem Inkrafttreten dieses Reglements eine Leis-
tung veranlasst oder verursacht hat, schuldet Gebühren 
nach bisheriger Regelung. 

Art. 70 Inkrafttreten 1 Diese Verordnung tritt nach ihrer Annahme durch die 
Gemeindeversammlung in Kraft. Der Gemeinderat be-
stimmt das Datum der Inkraftsetzung. 

2 Widersprechende Gebührentarife des Gemeinderates 
oder anderer Gemeindebehörde werden auf diesen Zeit-
punkt aufgehoben. 

Namens der politischen Gemeinde Meilen 

Dr. Christoph Hiller, Gemeindepräsident 

Didier Mayenzet, Gemeindeschreiber 


